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Neuenstadt am Kocher (9.918 Einwohner, Stand 12/2017) liegt im Landkreis Heilbronn an der Au-

tobahn A81. Neuenstadt ist eine moderne Wohngemeinde mit fünf  Stadtteilen (Bürg 853 Einwoh-

ner, Cleversulzbach 784 Einwohner, Kochertürn 1.013 Einwohner, Stein am Kocher 2.395 Einwohner 

und Neuenstadt 4.700 Einwohner). Als Zentrum ist Neuenstadt a. K. auch Sitz bedeutender Firmen 

und vieler mittelständischer und kleinerer Betriebe. Neuenstadt hat eine sehr gute Infrastruktur, 

vielfältige Einkaufsmöglichkeiten, Schulen und ärztliche Versorgung sowie ein breites Spektrum zur 

aktiven Freizeitgestaltung in Sport und Kultur. Hervorzuheben sind u. a. das Schulzentrum mit För-

derschule, Hauptschule, Realschule und Gymnasium.  

In den nächsten Jahren kommen große Anforderungen auf die Kommunen bei der Umsetzung der 

Energiewende und der Erreichung der Klimaschutzziele zu. Bereits in der Vergangenheit wurden mit 

der energetischen Sanierung von eigenen Liegenschaften, bei den Sanierungskonzepten zur Stadt-

mitte und zur Effizienzsteigerung der Straßenbeleuchtung Bausteine in Richtung einer klimage-

rechten Stadtentwicklung erarbeitet. Bisher wurde das Thema Klimaschutz in Neuenstadt aller-

dings eher punktuell berücksichtig.  

Als ersten Schritt wurde 2016/2017 eine Einstiegsberatung durchgeführt. Dabei wurden alle Hand-

lungsbereiche besprochen und mögliche Maßnahmen identifiziert. Danach wurde allerdings klar, 

dass ohne personelle Verstärkung der Verwaltung keine nennenswerten Verbesserungen erzielt 

werden können. 

Als zweiter Schritt wurde deswegen die Erstellung eines Klimaschutzkonzeptes beauftragt, als Vo-

raussetzung für einen Förderantrag für eine Personalstelle Klimaschutzmanagement. 

 

 

Stromverbrauch (+15 %) und Gasverbrauch (+26 % witterungsbereinigt) sind in Neuenstadt von 

2010 bis 2017 deutlich gestiegen. Bezogen auf die Einwohner sind die Zuwächse um ca. 3 Prozent-

punkte geringer.  



 

Abbildung 1: Entwicklung des Strom- und Gasverbrauchs in Neuenstadt (Quelle. Stadtwerke) 

Der Zuwachs beim Gasverbrauch lässt sich u. A. durch Mehrverbrauch im Gewerbe erklären, wo z. B. 

neue Großabnehmer hinzukamen. 

Die direkten CO2-Emissionen1 (ohne andere Treibhausgase und Vorketten) sind in den letzten Jah-

ren im Bereichen Haushalte und Kleinverbraucher (Gewerbe, Handel und Dienstleistungen, GHD) 

weitgehend konstant geblieben (nicht witterungsbereinig t). 2011 und 2014 waren warme Jahre, so 

dass die Emissionen temperaturbedingt geringer waren.  

 

Abbildung 2: Entwicklung der direkten CO2-Emissionen in Neuenstadt 

Von 20112 bis 2016 sind die Wohnfläche pro Einwohner um ca. 1,7 % und die Anzahl der Beschäftig-

ten pro Einwohner im Bereich GHD (35 %) gestiegen. Der Mehrverbrauch durch diese Entwicklung 

                                                                 

1
 Quelle: Statistisches Landesamt 

2
 Aufgrund des Zensus 2011 wurden Datenreihen korrigiert, daraus ergibt sich ein Sprung von 2010 auf 2011 



wurde durch Effizienzsteigerungen ausgeglichen, so dass netto kein Effekt bei den CO2-Emissionen 

zu beobachten ist. 

 

Abbildung 3: Entwicklung von Einwohnerzahl und Wohnfläche (Quelle: Stat. Landesamt) 

 

Abbildung 4: Entwicklung der Beschäftigung (Quelle: Stat. Landesamt) 

Im Bereich Verarbeitendes Gewerbe (Industrie) war von 2010 bis 2012 ein Anstieg der CO2-

Emissionen zu verzeichnen. Der gleichzeitige Anstieg der Beschäftigung deutet auf eine Ausweitung 

der Produktion hin. Seit 2012 sind die Emissionen leicht rückläufig. 

Im Verkehr ist über die Jahre eine leicht ansteigende Tendenz zu erkennen (5,5%). 

Insgesamt sind die CO2-Emissionen von 2009 bis 2016 um 7,2 % gestiegen. 

Für 2016 ergeben sich im Bereich Haushalte und Kleinverbraucher direkte CO2-Emissionen von 3,8 t 

pro Einwohner, das liegt ungefähr 8 % über dem Landesdurchschnitt.  

Der Wert für die Industrie von 0,9 t pro Einwohner liegt fast 60 % unter dem Landesdurchschnitt 

(2,2 t/EW). Die Industrie ist wenig energieintensiv. 



Der Wert im Verkehr liegt mit 3,8 t pro Einwohner etwa 71 % über dem Landesdurchschnitt von 

2,2 t/EW, da ein knapp 6 km langes Stück Autobahn auf dem Gemarkungsgebiet liegt. Die Auto-

bahn ist für 56 % der Jahresfahrleistung verantwortlich . 

Insgesamt ergeben sich für 2016 ca. 8,4 t CO2 pro Einwohner. Der Landesdurchschnitt beträgt 

8,0 t/EW.  

 CO2 pro Einwohner [t/a]  

Sektor Neuenstadt Baden-

Württemberg  

Entwicklung 

seit 2010 

Haushalte und Kleinverbraucher 3,8 3,5 -5,3% 

Industrie 0,9 2,2 -1,3% 

Verkehr 3,8 2,2 14,6% 

Summe 8,4 8,0 3,1% 

 

Für die Berechnung des Endenergieverbrauchs wurde das Bilanzierungstool BICO2BW eingesetzt. 

Damit ergibt sich ein Endenergieverbrauch von insgesamt 277 GWh/a.  

 

Abbildung 5: Endenergieverbrauch Neuenstadt 2016 

Der Wärmebedarf der privaten Haushalte beträgt ca. 35 % des gesamten Endenergieverbrauchs 

(ohne Verkehr). Dieser Sektor ist also für den Klimaschutz in Neuenstadt besonders wichtig. Die 

großen Einsparpotenziale bei den Gebäuden müssen unbedingt erschlossen werden.  

Der Stromverbrauch hat einen Anteil von ca. 33 % am Endenergieverbrauch (ohne Verkehr), aber 

sogar einen Anteil von ca. 53 % an den Treibhausgas-Emissionen (THG); siehe Abbildung 6.  

Der Stromverbrauch pro Einwohner liegt 7 % unter dem Landesdurchschnitt, da der Verbrauch in 

Industrie und Gewerbe relativ gering ist. Die Energieeinsparmöglichkeiten bei Strom werden als 

deutlich geringer eingeschätzt als bei Wärme. Der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien im 

Stromsektor ist also von sehr hoher Bedeutung für die Senkung der THG-Emissionen. 



Im Verkehrsbereich werden mit der Bilanzierungsmethodik alle Fahrten im Stadtgebiet erfasst, also 

nicht nur die Fahrten Neuenstädter Bürger. 56 % der Jahresfahrleistung wird auf der Autobahn zu-

rückgelegt. Inklusive der Autobahn hat der Verkehr einen Anteil von ca. 42 % am Endenergiever-

brauch und von ca. 39 % an den THG-Emissionen. Im Landesdurchschnitt beträgt der Anteil des Ver-

kehrs nur ca. 27 %. Neuenstadt hat relativ wenig direkte Möglichkeiten den Energieverbrauch im 

Verkehr zu reduzieren. Die Motivation der Bevölkerung zur Nutzung von ÖPNV, Rad, sowie emissi-

onsarmen Fahrzeugen ist also besonders wichtig. Durch spritsparendes Fahren können z. B bereits 

10 bis 20 % eingespart werden.  

Die eigenen Liegenschaften der Stadt haben mit ca. 1,3 % nur einen sehr kleinen Anteil an den THG-

Emissionen. Klimaschutzmaßnahmen für die eigenen Liegenschaften sind wichtig als Vorbildfunk-

tion, allerdings haben Maßnahmen zur Unterstützung von Bürgern und Betrieben eine sehr viel 

größere Wirkung. 

 

Abbildung 6: THG-Emissionen Neuenstadt 2016 

Gemäß den Klimaschutzzielen des Landes sollen bis 2050 insgesamt 50 % des Endenergieverbrau-

ches eingespart werden. Da im Stromsektor durch zusätzliche Anwendungen (z. B. Elektroautos, 

Wärmepumpen, Rebound-Effekte durch größere Geräte) nur geringe Einsparungen erwartet wer-

den, müssten im Wärmebereich und in der Mobilität sogar Einsparungen von über 60 % erzielt wer-

den. Das kann nur durch eine erhebliche Steigerung der Aktivitäten im Klimaschutz erreicht werden. 

Um die Klimaschutzziele von Bund und Land von 80 bis 90 % CO2-Reduktion von 1990 bis 2050 zu 

erreichen muss eine deutliche Verstärkung der Klimaschutzaktivitäten erfolgen. Bisher wurden in 

Baden-Württemberg ungefähr 10 % CO2-Einsparungen erreicht.  

Abbildung 7 illustriert die erforderliche Veränderung für Neuenstadt unter der Annahme, dass ge-

genüber 2015 noch 80 % CO2 eingespart werden müssen, um insgesamt Einsparungen von 90 % 

gegenüber 1990 zu erreichen. 



 

Abbildung 7: Szenario CO2-Emissionen pro Einwohner bis 2050 

Mit einem weiteren Bevölkerungsanstieg auf 10.630 Einwohner ergeben sich für 2050 CO2-

Emissionen pro Einwohner von ca. 1,5 t/EW.  

Neuere Überlegungen zeigen allerdings, dass sehr wahrscheinlich Klimaneutralität (Null THG-

Emissionen) bis 2040 erforderlich ist, um den globalen Temperaturanstieg auf 2 °C zu beschränken. 

 

In Neuenstadt wird Strom mit  PV-Anlagen (ca. 6,0 GWh/a ) und mit Wasserkraft (ca. 1,6 GWh/a ) 

erzeugt (Stand 2016). Das entspricht ca. 14 % des Stromverbrauchs und liegt damit deutlich unter  

dem Bundesdurchschnitt von ca. 32 % (Stand 2016).  

Der Beitrag erneuerbarer Energien zur Wärmeversorgung liegt mit ca. 12 % unter dem Bundes-

durchschnitt  von ca. 13,2 % (Stand 2016). Es werden überwiegend traditionelles Brennholz und 

Holzpellets (ca. 9,2 GWh/a), Solarthermie (ca. 1,8 GWh/a) und Umweltwärme  mit Wärmepumpen 

(ca. 1,3 GWh/a) genutzt .  

Biogasanlagen sind gegenwärtig nicht vorhanden. Zur Nutzung von lokaler Biomasse in Biogasanla-

gen der Region liegen keine Angaben vor. 

In Deutschland werden ca. 6 % des Treibstoffverbrauchs durch Beimischung von Biotreibstoffen 

befriedigt. Daten zur Nutzung lokaler Ressourcen für die Produktion von Biotreibstoffen liegen nicht 

vor. Deswegen wird für Neuenstadt der Wert für Deutschland übernommen. 

Auf der Gemarkung gibt es keine ausgewiesenen Windpotenzialflächen. Innerhalb der vereinbarten 

Verwaltungsgemeinschaft mit Hardthausen am Kocher und Langenbrettach wurden allerdings 

Ende 2015 zehn Windkraftanlagen mit jeweils 3 MW Leistung in Betrieb genommen. Es kann mit 

einem Ertrag von ungefähr 60 GWh/a gerechnet werden. Diese Strommengen außerhalb des Stadt-

gebietes werden über den Strom-Mix Deutschland in der Bilanz berücksichtigt. 

Auf der Gemarkung gibt es keine zusätzlichen Wasserkraftpotenziale. Bei der Erneuerung von Anla-

gen kann aber in der Regel eine Leistungssteigerung von 10 bis 20 % erreicht werden. 

Lokale Potenziale aus dem Abfallaufkommen und der Landschaftspflege werden im Landkreis be-

reits genutzt. Allerdings sind die Potenziale relativ klein. Z.B. liefert die energetische Nutzung des 



Abfalls in Deutschland einen Anteil von jeweils etwa 1 % am Strom- und Wärmeverbrauch. Diese 

Menge kann ggf. verdoppelt werden. 

Für Umweltwärme (Umgebungsluft und Erwärme) gibt es theoretisch sehr große Potenziale. Eine 

sinnvolle Nutzung ist allerdings nur in sehr gut sanierten Altbauten, und natürlich bei Neubauten, 

möglich. Bei einem Anteil von ca. 15 % am gesamten Wärmebedarf im Jahr 2050 ergibt sich eine 

Nutzung von Umgebungswärme von ca. 10 GWh/a. 

In Neuenstadt wurden 2016 nach Angaben der LUBW ca. 9,2 GWh/a Biomasse in Kleinfeuerungsan-

lagen genutzt  (überwiegend Brennholz, aber auch ungefähr 20% Holzpellets). Die Waldfläche pro 

Einwohner in Neuenstadt ist etwa 20 % geringer als im Landesdurchschnitt. Das Brennholzpotenzial 

(Schwachholz und Waldrestholz) liegt bei ca. 5 GWh/a. Das Potenzial an Landschaftspflegeholz und 

Straßenbegleitgrün wurde nicht untersucht. Allerdings sind die Mengen mindestens um den Faktor 

10 geringer als bei Brennholz. Eine systematische Sammlung und Verwertung in der Region ist den-

noch sinnvoll. 

Nach Angaben der LUBW werden durchschnittlich erst ca. 15 % des Potenzials der Dachflächen für 

PV und solarthermische Anlagen genutzt. Das PV-Potenzial auf Wohngebäuden liegt grob geschätzt 

bei 26 GWh/a. Damit könnten ca. 50 % des gegenwärtigen Stromverbrauchs in Neuenstadt gedeckt 

werden. Weitere Potenziale (ca. 2 GWh/a) gibt  es auf großen Hallendächern. 

Für solarthermische Anlagen ergibt sich ein grob geschätztes Dachflächenpotenzial von 12 GWh/a. 

Damit könnten ca. 20 % des gegenwärtigen Wärmeverbrauchs der Haushalte für Raumwärme und 

Warmwasser gedeckt werden. 

PV-Anlagen und solarthermische Anlagen konkurrieren um die verfügbaren Dachflächen. Eine rea-

listische Abschätzung der Dachpotenziale ergibt ca. 18 GWh/a PV-Strom und 3 GWh/a solare Wär-

me. 

Um größere Mengen PV-Strom und Solarwärme nutzen zu können, müssen große Freiflächenanla-

gen, Stromspeicher und saisonale Wärmespeicher gebaut werden.  

Die landwirtschaftliche Fläche pro Einwohner liegt fast 70 % über dem Landesdurchschnitt. Bei Nut-

zung von 20 % der Landwirtschaftsfläche für Biomasse könnten theoretisch ca. 25  GWh/a erzeugt 

werden. Bei Nutzung in KWK-Anlagen könnten damit ca. 15 % des gegenwärtigen Stromverbrauchs 

und 13 % des gegenwärtigen Wärmeverbrauchs gedeckt werden. Die energetische Nutzung der 

Flächen stünde natürlich in Konkurrenz zu Nutzungen im Bereich Ernährung, Futtermittel  und Roh-

stoffe.  

Bei der Ausweisung von Flächen zur Energiegewinnung in Deutschland gilt es folgendes zu beach-

ten: Rund 60 % der für den europäischen Konsum genutzten Flächen befinden sich außerhalb der 

EU. Damit ist Europa der Kontinent, der für seinen Lebensstil, seine Agrarindustrie und seinen Ener-

giehunger am meisten von Land außerhalb seiner Grenzen abhängig ist. Rund 33 % der weltweiten 

Anbauflächen werden für die Produktion von Viehfutter verwendet. In der Europäischen Union liegt 

diese Zahl noch höher: Hier landen ca. 60 % des angebauten Getreides in den Trögen.  

Für 100 Kalorien an Nutzpflanzen erhält man durchschnittli ch nur 17 bis 30 Kalorien im Fleisch.3 

Durch die Reduktion der Produktion tierischer Nahrungsmittel  und die Vermeidung von Nahrungs-

mittelabfällen  (gegenwärtig ca. 20 %) könnte ein großes Flächenpotenzial für Energie und Rohstoffe 

gewonnen werden. 

                                                                 

3
 Vgl. z B. Heinrich-Böll-Stiftung und IASS; ®Bodenatlas - Daten und Fakten über Acker, Land und Erde 2015² 



PV-Freiflächenanlagen und große solarthermische Anlagen sind bzgl. des Flächenverbrauchs um 

den Faktor 10 (PV) bis 40 (Solarthermie) effizienter als Biomasse. Es ist also absolut sinnvoll Freiflä-

chen zur Energiegewinnung bereitzustellen. 

Zur Abschätzung der erforderlichen Flächen zur Gewinnung lokaler erneuerbarer Energien wurde 

folgendes Szenario entwickelt: 

¶ Alle Wohngebäude werden mit PV-Anlagen (70 m²; 7 MWh/a) und ca. 1/3 der Wohngebäu-

de mit Solarthermischen Anlagen (8 m², 3 MWh/a) ausgestattet. 

¶ Die PV-Flächen auf Nicht-Wohngebäuden werden verdoppelt (auf ca. 40.000 m²). 

¶ PV-Freiflächenanlagen auf 70 ha; das entspricht 1,7 % der Gebietsfläche bzw. 

ca. 35 Anlagen in der Größenordnung der bestehenden PV-Freiflächenanlage. 

¶ Solarthermische-Freiflächenanlagen auf 30.000 m²; das entspricht 0,07 % der Gebietsfläche 

bzw. 6 Fußballfeldern. Zusätzlich werden Langzeit-Wärmespeicher benötigt. 

¶ 16 % der landwirtschaftlichen Fläche werden zur Erzeugung von Biomasse genutzt. Daraus 

werden Strom und Wärme in KWK-Anlagen und Biotreibstoffe hergestellt , insgesamt 

ca. 16,5 GWh/a). 

¶ Die Nutzung von Brennholz bleibt unverändert. Allerdings ist Brennholz zum reinen Ver-

brennen zu schade. Brennholz zukünftig ausschließlich in effizienter Kraft-Wärme-

Kopplung genutzt werden und nicht mehr in Kaminöfen oder Kleinfeuerungsanlagen.  

¶ Drei Windkraftanlagen mit 3,5 MWel Leistung auf dem Gebiet der  vereinbarten Verwal-

tungsgemeinschaft werden der Stadt Neuenstadt zugerechnet. 

¶ Überschussstrom aus PV- und Windkraftanlagen wird in synthetisches Gas (12 GWh/a) 

bzw. synthetischen Treibstoff (5 GWh/a) umgewandelt und für Zeiten ohne Wind und Son-

ne zwischengespeichert. Damit ist eine Langzeit- oder saisonale Speicherung möglich. Bei 

Bedarf wird das synthetische Gas zur Rückverstromung und Wärmeerzeugung in KWK-

Anlagen eingesetzt. Das synthetische Gas kann auch als Treibstoff z. B. im LKW-Verkehr ge-

nutzt werden. Synthetisches Gas kann damit eine wichtige Rolle bei der Sektorkopplung 

spielen. Allerdings sind die Wirkungsgrade gering und damit die Kosten noch sehr hoch. 

¶ Ein Teil des lokal erzeugten erneuerbaren Stroms wird direkt zur Wärmeerzeugung und in 

der E-Mobilität genutzt (Sektorkopplung). 

¶ Umweltwärme (oberflächennahe Geothermie oder Umgebungsluft) wird durch Wärme-

pumpen in ca. 1/3 der Wohngebäude genutzt. Die Wärmepumpen werden zum Teil direkt 

mit lokal erzeugtem erneuerbaren Strom betrieben (Sektorkopplung). 

Unter diesen Voraussetzungen werden aus lokalen Ressourcen ca. 80 GWh/a Strom, 41 GWh/a 

Wärme und 19,5 GWh/a für die Mobilität gewonnen.   



 

Abbildung 8: lokale Erzeugung erneuerbarer Energien 

Welcher Anteil des Endenergieverbrauchs mit lokalen erneuerbaren Energien abgedeckt werden 

kann, hängt von Entwicklung des Endenergieverbrauchs ab. Dafür wurden zwei Szenarien für 2050 

entwi ckelt (siehe Tabelle 1): 

¶ Szenario I geht von einer unvollständigen Ausnutzung der Effizienzpotenziale entsprechend der 

bisherigen Entwicklung aus. Der Stromverbrauch (ohne E-Mobilität) wird trotz Einsparungen 

durch zusätzliche Anwendungen (Wärmepumpen, Information/Kommunikation, Umstellungen 

in Gewerbe und Industrie) ungefähr auf dem Niveau von 2015 bleiben. Insgesamt werden Ener-

gieeinsparungen von 33 % erzielt.  

¶ Im Szenario II werden die Effizienzpotenziale besser ausgenutzt. Im Strombereich (ohne Ver-

kehr) werden 20 % Einsparungen angenommen. Im Bereich Wärme muss eine Reduktion um 

60 % erfolgen, damit insgesamt ca. 50 % Einsparungen erreicht werden. 

Im Teilbild 4 (rechts unten) der Abbildung 8 wurde die lokale Erzeugung erneuerbarer Energien (EE) 

dem Verbrauchsszenario I gegenübergestellt. Trotz hoher Zuwächse bei der lokalen Erzeugung 

(Strom Faktor 8,7; Wärme Faktor 4,6; Treibstoffe Faktor 3) können insgesamt nur 65 % des Endener-

giebedarfs im Jahr 2050 durch lokale erneuerbare Energien gedeckt werden. Bei Strom wurde der 

Bedarf zur Erzeugung synthetischer Energieträger besonders gekennzeichnet (oberer Teil der Säule). 

Beim Verkehr wurde der Strom für die E-Mobilität besonders gekennzeichnet (oberer Teil der Säule). 

E-Autos übernehmen 60 % der Fahrleistung. 



Tabelle 1: Ergebnisse der Szenario-Rechnung 

 Szenario I 2050 Szenario II 2050 

  Energie-

einspa-

rung 

Anteil loka-

le Erneuer-

bare 

THG-

Minde-

rung 

Energie-

einspa-

rung 

Anteil loka-

le Erneuer-

bare 

THG-

Minde-

rung 

  % % % % % % 

Strom -2% 115% 79% 18% 143% 91% 

Wärme 40% 63% 67% 60% 94% 88% 

Verkehr 42% 28% 62% 50% 33% 74% 

Summe 33% 65% 69% 48% 84% 84% 

Strom-Mix-D   77     90   

THG pro Einw.     2,9     1,5 

In beiden Szenarien ist die absolute Nutzung lokaler erneuerbarer Energien identisch. Im Szenario II 

können allerdings ca. 84 % des Energiebedarfs mit lokalen erneuerbaren Energien gedeckt werden. 

Der restliche Bedarf wird z. B. durch ®Strom-Import² mit 90 % Anteil Erneuerbare im Strom-Mix-

Deutschland und andere erneuerbare Anteile im Erdgas und Treibstoff gedeckt. Insgesamt erreicht 

man damit eine THG-Minderung von 84 %. Damit liegen die THG-Emissionen pro Einwohner bei 

ca. 1,5 Tonnen pro Jahr. 

 

Abbildung 9: Potenziale lokaler erneuerbarer Energien zur Strom- und Wärme- und Treibstoffversorgung 

Abbildung 9 zeigt die Nutzung erneuerbarer Energien für das Szenario II mit hohen Energieeinspa-

rungen. Die lokale Stromerzeugung übersteigt den reinen Strombedarf ohne Verkehr und syntheti-

sche Gase. Inkl. Strombedarf für synthetische Gase erreicht die lokale Stromerzeugung ca. 83 %. Die 

für das Szenario II insgesamt erforderlichen Energieeinsparungen sind durchaus erreichbar, erfor-

dern aber von allen Akteuren eine hohe Bereitschaft, konsequent alle Potenziale auszuschöpfen. 



 
Abbildung 10: Energieverbrauch nach Verbrauchssektoren in Neuenstadt 2050 Szenario II 

Der Flächenbedarf für lokale erneuerbare Energien im Szenario liegt bei ca. 12 % der Bodenfläche 

Neuenstadts. Abbildung 11 vermittelt einen prinzipiellen Eindruck über den Flächenbedarf. 

Ggf. könnten weitere Freiflächen für solarthermische Anlagen sinnvoll sein. Aus heutiger Sicht ist 

die optimale Aufteilung zwischen lokaler Produktion und Import (z. B. Off-Shore Windstrom) nicht 

bekannt. Für Neuenstadt erscheint eine Nutzung von 10 bis 15 % der Bodenfläche sinnvoll. Bei der 

Flächennutzungsplanung sollte das zukünftig berücksichtigt werden. 



 
Abbildung 11: schematische Darstellung der Flächennutzung für erneuerbare Energien 

Die stärkere Nutzung erneuerbarer Energien führt zwangsläufig zu einem entsprechenden Rück-

gang beim Bedarf fossiler Energieträgern. Für die Stadtwerke ist es wichtig, die Absatzentwicklung 

im Erdgasnetz im Auge zu behalten.  



 
Abbildung 12: Absatzentwicklung der Stadtwerke 

2015 hatte Gas einen Anteil von ca. 48 % am Endenergieverbrauch für Wärme.  

Eine Reduktion beim Gasabsatz von ca. 90 % muss erwartet werden, um die Dekarbonisierung, also 

den Ersatz kohlenstoffhaltiger fossiler Energieträger zu erreichen. 2050 beträgt der Anteil von Gas 

dann noch 15 %.  

Als Ausgleich für den Rückgang beim Gasabsatz könnten die Stadtwerke in Erzeugung und Vertrieb 

von Fernwärme mit erneuerbaren Energien einsteigen. Dabei fallen ca. 11 GWh/a KWK-Strom an. 

Das entspricht einer KWK Erzeugungskapazität von ca. 2,2 MW elektrisch. Für die Stadtwerke ist es 

erforderlich Bereiche in Neuenstadt zu identifizieren, in denen zukünftig eine Fernwärmeversor-

gung aufgebaut werden kann (siehe Maßnahme M 04.2). Ggf. muss das Gasnetz gebietsweise zu-

rückgebaut werden. 

 

Die folgenden Schaubilder liefern eine Übersicht über die Ausgangssituation in Neuenstadt in ver-

schiedenen Bereichen mit Stand 2016. 

Abbildung 12 zeigt einen Vergleich von Kennzahlen zwischen Neuenstadt, Baden-Württemberg 

(schwarz-gelbe Markierung) und Deutschland (schwarz-rot-gelbe Markierung). Die Länge des blau-

en Balkens zeigt an, wie weit Neuenstadt bei der Zielerreichung (10 Punkte) ist. Insbesondere bei 

PV-Anlagen und Windkraft (im Gemeindeverwaltungsverband) wurden Erfolge erzielt. Effiziente 

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ist noch nicht weit entwickelt. Hier könnte der Ausbau von Fern-

wärme Impulse liefern. 

Gewerbe und Industrie haben insgesamt einen hohen Energieverbrauch pro Beschäftigtem. Der 

Indikator bewertet hauptsächlich die Energieintensität der angesiedelten Betriebe und nicht die 

Effizienz der Prozesse. Eine geringe Punktzahl bedeutet also lediglich, dass ggf. ein hohes Einsparpo-

tenzial vorhanden ist. 

Beim Energiekennwert für den Verkehr steht eine geringe Punktzahl zunächst für eine hohe Jahres-

fahrleistung auf den Straßen im Stadtgebiet. Für Neuenstadt bedingt durch die Autobahn. Außer-

dem liegt der Bestand von Pkw pro Einwohner 26 % über dem Landesdurchschnitt. 



 

Abbildung 13: Indikatorenset Neuenstadt 

Bei den eigenen Liegenschaften der Stadt kann die Situation folgendermaßen beschrieben werden: 

Durch das Schulzentrum mit regionaler Bedeutung und die Aufteilung der Stadt auf mehrere ge-

trennte Stadtteile mit ei gener Infrastruktur sind der Strom- und Wärmeverbrauch pro Einwohner 

relativ  hoch. 

KWK und Stromeigennutzung sind noch gering. 

Der Zustand der Gebäude ist gut. Strom- und Wärmeverbrauch pro Nutzfläche sind relativ gering. 

Allerdings sind weitere Verbesserungen erforderlich. 

 

Abbildung 14: Indikatorenset eigene Liegenschaften der Stadt Neuenstadt 



Die eigene Bewertung der Aktivitäten der Stadt auf einer Skala von 0 bis vier fällt für alle Hand-

lungsfelder noch schlecht aus. Allerdings steht Neuenstadt da nicht schlechter als sehr viele kleinere 

Städte und Gemeinden. Die verfügbare Personalkapazität erlaubt in der Regel einfach kein stärkeres 

Engagement. Durch eine systematischere Herangehensweise könnten allerdings bereits mit gerin-

gen Mitteln bessere Ergebnisse erzielt werden. 

 

Abbildung 15: Ist-Analyse der Klimaschutzaktivitäten (Stand 2016) 

Die Ergebnisse wurden mit einer Excel-Anwendung des ifeu-Instituts erstellt. Die Gemeinde Neuen-

stadt hat darin acht Fragebögen zur Selbsteinschätzung ausgefüllt. 

 

 

Ein städtisches Klimaschutzleitbild ist ein gutes Instrument zur Kommunikation der erforderlichen 

Veränderungen zur Erreichung der Klimaschutzziele in Neuenstadt.  

Für die Stadtverwaltung und für den Gemeinderat ist das Leitbild eine Richtschnur für die Behand-

lung und Bewertung von Fragen des Klimaschutzes bei städtischen Vorhaben.  

Nach außen für Bürger, Betriebe und Auftragnehmer (städtischer Ausschreibungen) soll es zwei 

Funktionen erfüllen: 1. Kommunikation der zukünftigen Prioritäten bei städtischen Vorhaben und 

2. Motivation mit eigenen Beiträgen aktiv zum Klimaschutz beizutragen. 

 

Die Stadt Neuenstadt ist den internationalen und nationalen Klimaschutzzielen verpflichtet. 

Insbesondere will die Stadt ihren Beitrag dazu leisten, die globale Klimaerwärmung auf unter 2 °K 

zu begrenzen.  

Dazu sollen in den nächsten Jahren große Anstrengungen unternommen werden: 

¶ Bei der energetischen Sanierung und dem Neubau städtischer Liegenschaften soll ein möglichst 

geringer Endenergieverbrauch angestrebt werden. Zielwerte für Heizung und Warmwasser: 



50 kWh/(m² a), Richtwert für Strom 10  kWh/(m² a) je nach Gebäudenutzung. Der Anteil erneu-

erbarer Energien soll bilanziell mindestens 80 % betragen. Der gesamte Gebäudebestand soll 

die Ziele bis 2050 erfüllen. 

¶ Die Stadtwerke sollen ihr Portfolio bis 2050 auf mindestens 80 % Erneuerbare umstellen:  

Umstellung der Gasversorgung auf Biogas und synthetisches Erdgas und  

Aufbau von Fernwärmesystemen (ebenfalls mit 80% Erneuerbaren). 

¶ Bei der Stadtentwicklung  und Bauleitplanung sollen folgende Themen ab sofort stärker berück-

sichtigt werden: energieeffiziente Bestands- und Neubauquartiere, integrierte Berücksichtigung 

der Erfordernisse der Energiewende und Flächenschonung.  

Kennwerte für 2050: 

V Mindestens 50% der privaten Wohngebäude (Bestand und Neubau) erreichen einen Wär-

mebedarf (Heizung und Warmwasser) von ca. 50 kWh/(m² a) 

V Alle Gebäudedächer sind mit PV- und/oder  thermischen Solaranlagen ausgerüstet 

V Freiflächen für Windkraft, PV- und solarthermische Anlagen werden in ausreichendem Ma-

ße bereitgestellt 

V 30 % der Gebäude werden mit Fernwärme versorgt; für genaue Vorgaben wird ein Energie-

nutzungsplan erstellt. 

V Eine Bebauungsdichte von mindestens 80 Einwohnern/ha in allen Wohngebieten wird an-

gestrebt 

¶ Fußwege-, Radinfrastruktur und der ÖPNV werden so optimiert, dass mindesten 50 % der Wege 

darauf entfallen. Gegenwärtig dürfte der Anteil 30 bis 40 % betragen. 

Dazu wird auch die Nahversorgung in den Stadteilen weiter gestärkt. 

¶ Bürger und Betriebe werden motiviert und unterstützt, eigene Beiträge zum Klimaschutz zu 

leisten. 

Bei allen Planungen der Stadt sollen explizit die zu erwartenden THG-Emissionen berechnet und bei 

der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden.  

Bei Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen sollen Lebenszykluskosten und CO2-Preise berücksichtigt 

werden. Favorisiert wird nicht die Alternative mit den geringsten Investitionskosten, sondern die 

Alternative mit den geringsten Lebenszykluskosten. Dabei werden THG-Emissionen mit einem fikti-

ven Preis4 von 200,-  /t berţcksichtigt. 

Zur Erreichung der genannten Ziele und zur Umsetzung des Klimaschutzkonzeptes werden die per-

sonellen und finanziellen Voraussetzungen geschaffen. Dazu wird jedes Jahr ein Aktionsplan Klima-

schutz aufgestellt und vom Gemeinderat genehmigt. 

Es wäre sinnvoll, das Klimaschutzleitbild in einer Bürgerbeteiligung zu vertiefen (siehe Maßnahme 

M 09.2). 

 

 

                                                                 

4
 Die Bepreisung von CO2 wird gegenwärtig von der Bundesregierung nur diskutiert. Bisheriger Aussage war, dass 

das Thema in der laufenden Legislaturperiode nicht entschieden werden soll. Schätzungen für die Schadenskosten 

liegen gegenwärtig zwischen 40,- und 120,- Euro pro Tonne/CO2 und steigen mit Fortschreiten des Klimawandels 

längerfristig auf deutlich über 200,- Euro pro Tonne/CO2. Quelle: Lange, Nitsch, Becker: Plädoyer für eine wirksame 

CO2-Bepreisung in dieser Legislaturperiode. 



 

Am 24. Oktober 2018 wurde im Rahmen der Erstellung des Klimaschutzkonzeptes eine Bürger-

Informationsveranstaltung durchgeführt.  

Dabei wurden die wesentlichen Ergebnisse und Maßnahmenvorschläge in einem Vortrag vorge-

stellt . 

Anschließend wurden drei ausgewählte Themen (Mobilität, Nachhaltigkeit, PV- und Solaranlagen) 

in zwei parallelen Runden von den Teilnehmern bearbeitet. 

Zu jedem Thema gab es eine kleine Abfrage zu unterschiedlichen Aspekten beim persönlichen Um-

gang mit dem Thema. Dadurch sollten die Teilnehmer zunächst an das Thema herangeführt wer-

den, und auch ein Meinungsbild entstehen. 

Die Ergebnisse der Fragen sind nicht mit einer statistisch gesicherten Umfrage zu vergleichen.  

Die Fragen ergeben lediglich ein Meinungsbild der Teilnehmer, und somit nur bedingt für die Ge-

samtbevölkerung repräsentativ.  

Manche Fragen wurden nur von wenigen Teilnehmern beantwortet, so dass sie nur als Einzelmei-

nungen gewertet werden können. 

Dennoch ergeben sich interessante Einblicke. 

 

Thema Mobilität  - ÖPNV 

75 % meinen, dass die Busverbindungen nur für bestimmte Teile der Bevölkerung wichtig sind (au-

ßer Schüler). D. h. nur ein kleiner Teil der Bevölkerung ist auf den Bus als Daseinsvorsorge angewie-

sen. 

Bewertung des ÖPNV 

a) Taktfrequenzen von 30 oder 60 Minuten sind ausreichend 

b) Eine Bedienzeit von 12 bzw. 18 Stunden ist ausreichend 

c) Die Fahrtdauer ggü. eigenem Pkw sollte maximal 50 % länger sein 

d) Die Pünktlichkeit empfand ein Teil als OK; ein anderer Teil wünscht unbedingt eine Verbesse-

rung 

e) Sauberkeit und Bequemlichkeit sind gut 

f) Die Kosten im Vergleich zum privaten Pkw (30 ct/km) sollten geringer oder gleich hoch sein 

Fünf Teilnehmer gaben an, den ÖPNV nicht öfter als zweimal pro Woche zu nutzen. 

Zusätzlich angesprochen wurden: 

¶ Bus mit Fahrradmitnahme  

¶ Busspur + Fahrradspur 

¶ Neue Strecken in Kocher- und Jagsttal (Schiene) 

 

Anmerkungen:  

Die Antworten lassen vermuten, dass die Teilnehmer für ihre Mobilitätsbedürfnisse nicht primär 

auf den ÖPNV angewiesen sind.  



Das bestehende Bus-Angebot ist für ihre Zwecke ausreichend. Ausschlusskriterium ist die längere 

Fahrtdauer ggü. dem Pkw. Maßnahmen zur Verkürzung der Fahrzeiten würden die Attraktivität 

erhöhen. 

Als Innovation gewünscht wird eine Fahrradmitnahme im Bus. 

 

Thema Mobilität - Elektroauto 

Bei der Frage nach Erfahrung mit Elektroauto haben nur zwei Personen mit Ja geantwortet. 

Die Frage nach der Zufriedenheit wurde von mehreren Personen beantwortet: 80% waren eher 

nicht zufrieden. 

Also mögliche Probleme bzw. Hemmnisse beim Kauf von E-Autos wurden genannt: 

¶ Entsorgung der Akkus 

¶ Reichweite der Fahrzeuge 

¶ Verfügbarkeit von öffentlichen Ladesäulen 

 

Anmerkungen:  

In der Regel äußern sich Personen nach einer Testfahrt positiv über die Fahreigenschaften von E-

Autos.  

Die geschilderten möglichen Probleme sind in der Realität eher gering. Die meisten Pkw-Fahrten 

liegen unter 40 km und können mit einer Akkuladung gut bewältigt werden.  

Viele Wohnungen in Neuenstadt verfügen über einen eigenen Stellplatz. E-Autos können dort  über 

Nacht an der eigenen Ladestation aufgeladen werden. Für den Notfall, oder für längere Reisen, wur-

de bereits in vielen Kommunen öffentliche Ladestationen aufgebaut (siehe auch Maßnahme 

M 05.4) 

Die Akkus können nach der Nutzung im Pkw noch in stationären Anwendungen genutzt werden 

(z. B. als Hausspeicher) und liefern beim Recycling wertvolle Rohstoffe. 

Eine Informationskampagne und Testfahrten können die Hemmnisse beseitigen. 

 

Thema Mobilität ¼ Car-Sharing und Mitfahrgelegenheiten  

90 % würden gerne Car-Sharing machen. 

80 % wünschen, dass der Standort des Fahrzeugs nur 5  Minuten entfernt ist . 

20 % würden ihr eigenes Auto/Zweitauto abmelden. 

 

Weitere Aussagen zum Car-Sharing 

Umdenken bei Nutzung erforderlich 

Kombination von Car-Sharing und autonomem Fahren 

 

83 % interessieren sich für Mit fahrgelegenheiten als Pendler oder für Erledigungen. 



Durch Car-Sharing und Mitfahrgelegenheiten werden weniger Autos benötigt und weniger CO2 

produziert. 

Qualitätskriterien für Mitfahrgelegenheiten  

¶ Sicherer Fahrstil 

¶ Terminsicherheit 

¶ Kleinere Busse 

 

Eine Vermittlungs -App für Mitfahrgelegenheiten sollte folgende Kriterien erfüllen: 

¶ Einfache Bedienung, aktuelle Angebote 

¶ Sicherheit, Kontrolle des Fahrers (vorab) 

¶ Kostenlose Vermittlung 

 

Anmerkungen: 

Die hohe Zustimmung zum Car-Sharing und für Mitfahrgelegenheiten überrascht. Bisher kon-

zentriert sich das Car-Sharing überwiegend auf größere Städte und Gemeinden. Wichtiges Kriteri-

um ist die Nähe des Stellplatzes zur eigenen Wohnung. D. h. es müssten in Neuenstadt mehrere 

Standplätze vorgesehen werden (siehe Maßnahme M 05.3). 

Auch das Thema Vermittlung von Mitfahrgelegenheiten über eine App ist interessant. Eine App mit 

öffentlichem Träger (z.B. Landkreis oder Regionalverband) würde ggf. die gewünschte Sicherheit 

und Vertraulichkeit gewährleisten.  

 

Zum Thema Mobili tät im Jahr 2050 gab es folgende Aussagen: 

¶ Fahrradwege ausbauen und in gutem Zustand halten 

¶ Autonomes Fahren ist möglich 

¶ Ausbau Home-Office für weniger Pendel-Bedarf 

¶ Freizeitverhalten ändern: weniger Kreuzfahrten und weite Flüge 

¶ Welche Energiequelle setzt sich durch? Batterie oder Wasserstofftechnologie? 

 

Thema Nachhaltigkeit und Schöpfung bewahren 

100% (von 18 Antworten) finden das Thema Klimaschutz sehr wichtig. 

95 % würden sogar persönlich mehr für den Klimaschutz tun.  

100 % vermuten, dass unser Konsumverhalten die Lebensqualität auf der Erde langfristig ver-

schlechtern wird. 

100 % vermuten, dass wir die Klimaschutzziele ohne Änderungen an Konsum- und Ernährungsver-

halten nicht erreichen können. 

 

Wie sieht die Umwelt aus, die sie ihren Enkeln hinterlassen wollen?  

¶ Schön, bunt, grün, hohe Biodiversität 

¶ Artenvielfalt in Gärten 



¶ Ackerrandstreifen auf Kommunalflächen und Landwirtschaftsflächen (dafür Förderung der 

Landwirte) 

¶ Biotope schützen 

¶ Bäume pflanzen und alte Bäume schützen 

¶ Initiative ®Eh-da-Fléche² 

¶ Wohneinheiten zusammenfassen Ą mehr Platz für Gartenflächen 

¶ Aufwertung von Grünflächen Ą ®urban gardening² 

¶ Park in Neuenstadt aufwerten 

¶ Weniger Fläche versiegeln 

¶ Nachwachsende Rohstoffe (für) beim Bau neuer Gebäude nutzen 

 

Anmerkungen: 

Die Statements stimmen mit vielen Aussagen überein, die in repräsentativen Umfragen erhoben 

wurden.  

Offensichtlich wären viele Bürger bereit ambitionierte Maßnahmen zu unterstützen und härtere 

Vorgaben mitzutragen, als die Bundespolitik bisher mutig genug war zu beschließen. 

Es gibt immer noch einen Einwand, den man berücksichtigen, und eine gesellschaftliche Gruppe, die 

man konsultieren könnte. Jetzt geht es darum, den Augenblick des Handelns nicht zu verpassen. 

Das Klimaschutzkonzept mit seinem Maßnahmenkatalog enthält viele Ansatzpunkte für kommu-

nales und privates Handeln.  

Bei der Umsetzung entstehen in Neuenstadt nach und nach gute lokale Vorbilder, die immer mehr 

Nachahmer finden. Es muss ein Gefühl aufgebaut werden, dass alle gemeinsam an einem Strang 

ziehen.  

 

Thema Ernährung und Konsum 

60 % denken darüber nach, ihre Ernährungsgewohnheiten für den Klimaschutz zu ändern. 40 % 

haben schon damit begonnen. 

100% sind dafür, dass Kantinen (Schule, Betriebe) ihr Angebot auf mehr Klimaschutz ausrichten 

(regional, Bioprodukte, weniger Fleisch), auch wenn es etwas teurer ist. Dabei sollten soziale Aspek-

te, z. B. durch Zuschüsse für Kantinen, berücksichtigt werden. 

100 % waren der Meinung, dass Schulen und Kindergärten das Thema nachhaltige Ernährung auf-

greifen sollen. 

 

Frage: Welche Produkte würden sie gerne regional kaufen? 

¶ Alles was regional angebaut werden kann. 

Frage: Wo würden sie regionale Produkte kaufen? 

¶ Dorfladen 

¶ Aktivierung Wochenmarkt Ą und damit auch Verkehr reduzieren 

¶ mehr regionale Produkte in Supermärkten 

¶ weniger Verpackung in Supermärkten und Fachgeschäften 



¶ Unverpackt-Laden 

Frage: Wie sollen regionale Produkte gekennzeichnet werden?  

¶ Herkunft, Hersteller, Transportweg, CO2-Emissionen Ą einheitlich und verständlich 

¶ Informationen z. B. im Supermarkt 

Frage: Wie könnte ein regionales Qualitätssiegel aussehen?  

¶ allgemeinverständlich 

¶ Trinkwasserschutz, keine Überdüngung durch Pestizide 

¶ Solidarische Landwirtschaft 

¶ Blauer Engel 

 

Sonstige Anmerkungen: 

¶ Suffizienz bedeutet weniger Konsum für weniger CO2-Emissionen 

¶ Mehr ökologische Produkte kaufen 

¶ Holzprodukte statt Kunststoff  

¶ Tauschbörsen initiieren 

¶ Projektgruppe ®Mţll vermeiden in Neuenstadt² gründen 

 

100 % sind der Meinung, dass Paketdienste gegenţber dem ®normalen² Einkaufen keine zusätzli-

chen CO2-Emissionen verursachen. 

100 % nutzen Paketdienste gern und oft. 

100 % würden höhere Preise bezahlen für CO2-freien Transport und faire Bezahlung der Angestell-

ten. 

Anregung: mehr zahlen dafür seltener bestellen 

100% würden auf Expresslieferungen verzichten und Lieferungen ggf. bündeln. 

 

Anmerkungen: 

Auch beim Thema Ernährung und nachhaltigem Konsum findet man in Neuenstadt viel Offenheit 

für neue Ideen. D. h. es gibt vermutlich viel Zustimmung dafür, die Themen in der Öffentlichkeit 

ohne Denkverbote aktiv weiter zu diskutieren.  

Als Maßnahme wurde u. A. mehr Aufklärung der Bürger vorgeschlagen (siehe auch Maßnahme 

M07.3). 

Geeignete Aktionen zur Verbreitung der Themen sind außerdem Waren-Tauschbörsen, Repair-

Cafés, Initiative für Lebensmittel retten, Projektgruppe ®Mţll vermeiden in Neuenstadt², Unter-

richtseinheiten nachhaltige Ernährung und Konsum etc.. 

 

PV- und Solaranlagen auf jedem Dach 

32 % haben eine PV-Anlage. 

26 % haben eine solarthermische Anlage. 



89 % sind mit ihrer Anlage zufrieden. 

100 % würden ihre Anlage interessierten Bürgern zeigen. 

 

¶ Politische Rahmenbedingungen sollten verbessert werden. 

¶ Klimapolitik des Bundes sollte konsistent mit den Zielen sein. 

¶ PV-Anlagen sind (wirtschaftlich) attraktiv . 

¶ PV-Anlagen sollten unbedingt genutzt werden. 

¶ 44 % können sich die Nutzung von PV-Freiflächen vorstellen. Zunächst sollten Dachflächen ge-

nutzt bzw. Parkplätze überdacht werden. 

¶ Was für die Umwelt tun trotz hohen Kosten. 

¶ Statik der Gebäude prüfen. 

¶ Strom-Tankstelle für Pkw bei Schule mit PV-Strom. 

¶ Unterstützung bei Planung und Umsetzung erforderlich. 

¶ Informationsdefizite beseitigen:  

o Sind PV-Anlagen wirtschaftlich? 

o Finanzierung bei Schuldächern klären! 

o Verursachen PV-Anlagen ein Abfall-Problem? 

o Ist Wiederverwendung der PV-Materialien möglich? Recycelbare Systeme nutzen! 

o Umweltbilanz von PV-Anlagen nachweisen! 

o Laufzeit und Lebensdauer von PV-Anlagen erläutern! 

o Wie entwickelt sich der PV-Stromanteil im Strom-Mix Deutschland? Was sind Ziele des 

Bundes? 

 

Weitere Meinung der Teilnehmer: 

¶ Man kann PV-Anlagen mit KWK-Anlagen kombinieren. Geeignet sind dafür nur größere Ge-

bäude und Firmen. Große KWK (> 500 kW) eignen sich für ganze Wohngebiete. 

¶ Das Angebot von heimischen Pellet und Holzhackschnitzel ist begrenzt. Ggf. müssen Mengen 

importiert werden. Wichtig ist eine Zertifizie rung aus nachhaltiger Produktion. 

¶ Eigenen Wald und Energiepflanzen nutzen. 

¶ 26 % sind sie an einer Windkraftanlage beteiligt. 80 % sehen den Aufbau zusätzlicher Wind-

kraftanlagen in der Region und auf dem Stadtgebiet als problematisch an. 

 

Anmerkungen: 

Grundsätzlich sind Bürger an erneuerbaren Energien interessiert. Z. B. gibt es eine aktive Bürger-

energiegenossenschaft. Bei PV-Anlagen gibt es Fragen zur Wirtschaftlichkeit und auch Sinnhaf-

tigkeit (Recycling), die geklärt werden sollten. Dafür bietet sich die Maßnahme M 04.1 an. 

  



 

 

Die energetische Sanierung der eigenen Liegenschaften der Stadt Neuenstadt hat eine große Vor-

bildwirkung für das Engagement der Bürger bei ihren Gebäuden. Insbesondere in den Schulen kön-

nen auch zukünftige Energieverbraucher mit dem Thema vertraut gemacht werden. 

Für die Umsetzung der Maßnahmen ist allerdings eine Erhöhung der Personalkapazität erforderlich 

(siehe Kapitel 3.9). 

Maßnahmenvorschläge eigene Liegenschaften 

Á M 01.1: Verbesserung der Verbrauchserfassung und Kontrolle 

Die Grundlage zur Erschließung und Überwachung von Energieeinsparungen ist eine gute Ver-

brauchsüberwachung und Auswertung.  

Die Verbrauchsdaten der größeren Verbraucher sollten zukünftig monatlich erfasst und kontrol-

liert werden. Dazu sollte unbedingt eine geeignete einfache Software eingeführt werden.  

Insb. im Schulzentrum sollten unbedingt Zwischenzähler (Strom und Wärme) für die einzelnen 

Gebäude eingerichtet werden, um eine gebäudeweise Überwachung zu ermöglichen. 

Als Grundlage für die Bildung von Kennzahlen müssen die Gebäudestammdaten (z. B. Bruttoge-

schoßfläche) erhoben bzw. aktualisiert werden. 

Verantwortlich: Energiemanager 

THG-Minderung: Grundlage für Einsparungen 

Zeitbedarf und Kosten pro Jahr: ca. 26 AT 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

Á M 08.1: Erstellung eines Energieberichts 

Wir empfehlen einen jährlichen Energiebericht zu erstellen. Neben einer Bewertung der Situati-

on werden dort Maßnahmenvorschläge erarbeitet. Die Software für die Verbrauchsüberwa-

chung sollte in der Lage sein Energieberichte zu erstellen. Der Energiebericht sollte im Gemein-

derat vorgestellt werden. 

Verantwortlich: Energiemanager 

THG-Minderung: Indirekt durch Controlling 

Zeitbedarf und Kosten pro Jahr: 3-4 AT 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

Á M 01.2: Optimierung der Betriebsführung 

Das Energiemanagement sorgt für eine jederzeit optimale Einstellung der Regler für einen jah-

reszeitlich energieeffizienten Betrieb (z. B. Nacht- und Wochenendabsenkung optimieren).  



Dazu sind entsprechende Messungen durchzuführen. Regelmäßige Kontrollen und Begehungen 

sichern den optimalen Betrieb der Anlagen. 

Reglereinstellungen sollen dokumentiert und mit den Hausmeistern abgestimmt werden. 

Ein Konzept zur Optimierung der Warmwasserversorgung in den einzelnen Gebäuden sollte er-

arbeitet und umgesetzt werden. 

Dokumentation wichtiger Elemente der Betriebsführung in einer Dienst-/Arbeitsanweisung z. B. 

entsprechend der KEA Energieleitlinie. 

Verbesserung der Anlagendokumentation, Einführung von Störungsprotokollen. 

Verantwortlich: Energiemanager 

THG-Minderung: 128 t/a (10 % Einsparpotenzial) 

Zeitbedarf und Kosten pro Jahr: 36 AT; 10.000 bis 20.000 Euro 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

Á M 01.3: Mitarbeiter - und Hausmeisterschulungen 

Die Hausmeister als wichtige Akteure beim effizienten Betrieb von Anlagen werden vom Ener-

giemanagement betreut und ggf. vor Ort an den Anlagen weitergebildet  (vgl. M 01.2). Ggf. ist es 

auch sinnvoll Hausmeister auf Schulungen für die immer komplexer werdenden Anlagen und 

Steuerungen zu schicken. 

Ebenso empfiehlt sich für den/die Energiemanager/in die Teilnahme an Weiterbildungen oder 

Netzwerken zum Erfahrungsaustausch ¼ siehe dazu auch M 01.10. 

Verantwortlich: Dienstvorgesetzter 

THG-Minderung: in M 01.2 enthalten 

Zeitbedarf und Kosten pro Jahr: 5 AT; 1.000 Euro 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

Á M 01.4: Festlegung zukunftssicherer Energiestandards 

Die Energiekennwerte der Liegenschaften sind schon relativ gut im Vergleich mit dem durch-

schnittlichen Gebäudebestand der Städte und Gemeinden in Deutschland.  

Neuenstadt sollte sich für zukunftssichere Energiestandards deutlich oberhalb der gültigen EnEV 

(Stand 2018) oder dem geplanten Gebäude-Energie-Gesetz (GEG) entscheiden. 

Langfristig sollen alle städtischen Gebäude einen Wärmeverbrauch unter 50 kWh/(m² x a) errei-

chen, einen hohen Anteil erneuerbarer Energien nutzen und die Vorgaben der EU-

Gebäuderichtlinie (nahezu CO2-Emissionsfrei) einhalten. Für den Stromverbrauch wären je nach 

Nutzung 10 bis 20 kWh/(m² x a) sinnvoll. 

Der Wärmeverbrauch von Neubauten soll unter 30 kWh/(m² x a) liegen bzw. dem Passivhaus-

standard entsprechen. Ab 2020 schreibt die EU-Gebäuderichtlinie sowieso einen sehr geringen 

Wärmebedarf für Neubauten vor. 

Damit könnten 30 bis 40 % Energieeinsparungen gegenüber dem ist-Stand erzielt werden. 



Sinnvoll ist eine formale Festlegung der Energiestandards und in einem Gemeinderatsbeschluss. 

Verantwortlich: Bauamt  

THG-Minderung: indirekt  

Zeitbedarf und Kosten pro Jahr: 2 AT 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

Á M 01.5: Schwachstellenanalyse in den Liegenschaften 

Ermittlung von Energiekennwerten (Wärme- und Stromverbrauch pro m²) und Festlegung von 

kurz- und langfristigen Einsparzielen und Ausbauzielen für erneuerbare Energien pro Objekt. 

Messung von Temperatur- und Verbrauchsprofilen zur Kontrolle der Abschaltzeiten und Tempe-

raturabsenkungen. 

Erstellung einer Schwachstellenliste (Prioritäten) mit Bauteilen und Anlagen mit offensichtlichen 

Schäden bzw. ungenügendem energetischen Zustand (ggf. als Vorstufe von 01.6). 

Externe Beauftragung für die Erstellung der Mängelliste. Nutzung von Fördermitteln. 

Verantwortlich: Energiemanager 

THG-Minderung: Grundlage für Umsetzung 

Zeitbedarf und Kosten (einmalig): 15 AT; ca. 10.000 Euro 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

Á M 01.6: Erstellung von Sanierungsfahrplänen 

Nur durch eine grundlegende energetische Sanierung können langfristig die erforderlichen Ein-

sparungen erzielt werden. Allerdings sind energetische Sanierungen nur wirtschaftlich, wenn sie 

mit ohnehin fälligen baulichen Maßnahmen zusammengelegt werden.  

Bei fälligen baulichen Maßnahmen sollte der Wärmeschutz deutlich verbessert werden. Das 

kann z. B. durch die Verwendung von Passivhausbauteilen erfolgen. Auf jeden Fall sollten die 

Vorgaben der gültigen Energieeinsparverordnung (EnEV bzw. GEG) deutlich übertroffen werden. 

Als Ziel sollte Neuenstadt einen Wärmekennwert von unter 50 kWh/m² pro Jahr anstreben. Ab 

2020 schreibt die EU-Gebäuderichtlinie sowieso einen sehr geringen Wärmebedarf für Neubau-

ten vor.  

Um das zu erreichen, sollte für jedes Gebäude ein Sanierungsfahrplan erstellt werden. In der Re-

gel können dadurch auch die Sanierungsergebnisse verbessert und die Kosten deutlich reduziert 

werden. 

Die Erstellung erfolgt in zwei Schritten: 

Zuerst wird eine Grobanalyse für alle Liegenschaften erstellt. Dabei werden zunächst die energe-

tischen und baulichen Mängel erfasst. Neben Mängeln sollte die langfristige Nutzung der Ge-

bäude und eventuelle sonstige bauliche Maßnahmen (Innensanierung, Umbau/Erweiterung, 

Brandschutz) berücksichtigt werden.  



Aus der Analyse wird ein Sanierungsfahrplan im Sinne eines Gesamtkonzeptes für die Gebäude 

erstellt. Im Sanierungsfahrplan sollen Maßnahmen möglichst gebündelt und planerisch gut auf-

einander abgestimmt werden. Außerdem werden Prioritäten für die Umsetzung festgelegt.  

Pro Gebäude (bzw. Teilgebäude) muss man mit Kosten von ungefähr 2.500 Euro für die Erstel-

lung eines Grobkonzeptes rechnen, die allerdings gut investiert sind. 

Ausgehend von den in der Grobanalyse erarbeiteten Priorisierung werden nach und nach kon-

krete Detailkonzepte für die einzelnen Liegenschaften erstellt und abgearbeitet.  

Dabei sollten folgende strategische Ziele für die eigenen Liegenschaften festgelegt werden: Sen-

kung des Energieverbrauch um 50 % gegenüber 2015. Außerdem sollte ein Anteil von 80 % an 

erneuerbaren Energien angestrebt werden. 

Die Erstellung der Grob- und Feinkonzepte erfolgt durch externe Berater. Dafür können Förder-

mittel beantragt werden.  

Verantwortlich: Energiemanager 

THG-Minderung: bei Umsetzung 130 t/a bis 2030 

Zeitbedarf und Kosten für 3 Jahre: 12 AT; 20.000 bis 30.000 Euro 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

Á M 01.7: Nutzersensibilisierung 

Die Nutzer können einen Beitrag zur Energieeinsparung in den Liegenschaften leisten. Zur Schu-

lung und Motivation der Nutzer gibt es bewährte Maßnahmenvorschläge (z. B. Fifty-Fifty- oder 

Stand-by-Projekte). Einsparungen von fünf bis zehn Prozent sind durch einen maßgeschneider-

ten Strategiemix erreichbar.  

Es gibt eine Fülle von Unterrichtsmaterialien zum Thema, die auch mit anderen Themen wie 

Nachhaltigkeit, Suffizienz und gesunde Ernährung kombiniert werden können.  

Maßnahmen zur Verhaltensänderung sind zwar nicht kostenlos, aber kostengünstig (Amortisa-

tionszeiten von unter einem Jahr). 

Verantwortlich: Energiemanager 

THG-Minderung: bei Umsetzung 128 t/a 

Zeitbedarf und Kosten pro Jahr: 10 AT; ca. 10.000 Euro 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

Á M 01.8: LED-Straßenbeleuchtung 

Die begonnene Umrüstung der Straßenbeleuchtung auf LED sollte fortgesetzt werden. Die vor-

handenen Natriumdampf -Lampen sind schon sehr energieeffizient. Die Umrüstung auf LED er-

folgt je nach Zustand der Anlagen. Der Einbau von Steuerungen für Dimmung und zeitweilige 

Nachtabschaltungen zur Energieeinsparung sollte überprüft werden.  

Verantwortlich: Energiemanager 

THG-Minderung: bei Umsetzung 97 t/a bis 2030 



Zeitbedarf und Kosten pro Jahr: 2 AT 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

M 01.9: Teilnahme an einem Effizienznetzwerk 

Im Rahmen eines Energienetzwerkes können viele der oben genannten Schritte zusammen mit 

anderen Kommunen und fachlicher externer Unterstützung in Angriff genommen werden. Siehe 

dazu die Beschreibung des Förderinstruments Energieeffizienz-Netzwerk für Kommunen weiter 

unten.  

Die Nachbargemeinden sollten unbedingt angesprochen werden. Dazu wäre es sinnvoll zusam-

menmit dem Landkreis und ggf. der KEA eine Informationsveranstaltung zu organisieren. Als 

nächster Schritt muss dann für die Organisation des Netzwerkes ein kompetenter externer Bera-

ter als Netzwerkmanager gefunden werden. 

Verantwortlich: Energiemanager 

THG-Minderung: in M 01.2 enthalten 

Zeitbedarf und Kosten pro Jahr: 5 AT; ca. 5.000 Euro 

Priorität 0: unbedingt umsetzen 

 

M 01.10: Erhöhung der Personalkapazität für das Energiemanagement 

Siehe M 09.3 

 

Für alle genannten Maßnahmen für die eigenen Liegenschaften stehen Fördermittel bereit: 

Förderinstrumente im Bereich Energiemanagement kommunale Einrichtungen 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) fördert im 

Rahmen der nationalen Klimaschutzinitiative die  

Einführung eines Energiemanagementsystems 

Gefördert wird die Implementierung eines Energiemanagements durch die Beauftragung von ex-

ternen Dienstleistern zur Unterstützung beim Aufbau und Betrieb eines Energiemanagementsys-

tems. Das Energiemanagement dient der systematischen (PDCA-Zyklus) und kontinuierlichen Erfas-

sung, Steuerung und fortlaufenden Verbesserung der energetischen Leistung, zum Beispiel durch 

die Reduzierung der Energieverbräuche beim Antragsteller. Hierzu sind alle relevanten Handlungs-

felder, Prozesse,  Verbrauchs- und Erzeugungsstellen zu erfassen und in einem jährlichen Energiebe-

richt zusammenzufassen. 

Rahmenbedingungen: 

¶ Förderquote: max. 40 Prozent bzw. 65 Prozent für finanzschwache Kommunen 

¶ Bewilligungszeitraum: 36 Monate 



¶ Erstzertifizierung des Energiemanagementsystems nach DIN EN ISO 50001 möglich, aber 

keine Voraussetzung 

¶ keine Förderung, wenn bereits die Umsetzung eines Teilkonzepts Liegenschaft gefördert 

oder ein Energiemanagement eingeführt wurde 

Einführung von Energiesparmodellen und Starterpaket 

Gefördert wird die Einführung von Energiesparmodellen, die Nutzerinnen und Nutzer sowie Träger 

von kommunalen Einrichtungen (insbesondere in Schulen und Kindertagesstätten) zur aktiven Mit-

arbeit im Klimaschutz und zur Einsparung von Energie, Wasser und Abfall motivieren. 

Rahmenbedingungen: 

¶ Förderquote: max. 65 Prozent bzw. 90 Prozent für finanzschwache Kommunen 

¶ Bewilligungszeitraum: 48 Monate 

 

Im Rahmen der Umsetzung von Energiesparmodellen kann innerhalb der ersten 18 Monate nach 

Beginn des Bewilligungszeitraums einmalig die Förderung für ein Starterpaket beantragt werden. 

Sachausgaben für pädagogische Arbeit und geringinvestive Ausgaben des Starterpakets im Rahmen 

der Einführung von Energiesparmodellen in Kindertagesstätten und Schulen 

Rahmenbedingungen: 

¶ Förderquote: max. 50 Prozent bzw. 65 Prozent für finanzschwache Kommunen 

¶ Bewilligungszeitraum: max. bis zum Ende des Bewilligungszeitraums des Energiesparmo-

dells 

 

Kommunale Netzwerke 

Gefördert wird der Aufbau und Betrieb kommunaler Netzwerke zu den Themenbereichen 

¶ Klimaschutz 

¶ Energieeffizienz 

¶ Ressourceneffizienz 

¶ klimafreundliche Mobilität  

a) Gewinnungsphase 

Gefördert wird die Gewinnung von Netzwerkteilnehmern durch eine Netzwerkmanagerin oder ei-

nen Netzwerkmanager. Das Netzwerkmanagement wirbt Teilnehmer für das aufzubauende Netz-

werk an. 

b) Netzwerkphase 

Gefördert werden Aufbau, Betrieb und Begleitung eines Netzwerks durch ein externes Netzwerk-

management. Dieses hat sicherzustellen, dass die Teilnahme von mindestens sechs Teilnehmern 

am Netzwerk vertraglich gesichert ist und ein qualifiziertes Netzwerkteam eingesetzt wird. 

Rahmenbedingungen: 

¶ Förderquote: max. 60 Prozent, im ersten Förderjahr max. 20.000 Euro pro Netzwerkteil-

nehmer, danach max. 10.000 Euro pro Teilnehmer und Förderjahr 



¶ Bewilligungszeitraum: 36 Monate 

¶ ein Netzwerk besteht aus mind. sechs Teilnehmern, die sich zu einer Gesellschaft bürgerli-

chen Rechts (GbR) zusammenschließen 

¶ bei der Anzahl an Teilnehmern des Netzwerks sind die regionalen Gegebenheiten und die 

Steuerungsfähigkeit der Managerin oder des Managers zu berücksichtigen 

¶ der Netzwerkmanager wird gemäß Nummer 12 der VV zu § 44 BHO befähigt, die Zuwen-

dung an den Zusammenschluss der Netzwerkteilnehmer weiterzuleiten  

 

Alternativ stellt auch das Land Baden-Württemberg in seinem Klimaschutz-Plus Förderprogramm 

Mittel zur Einführung eines kommunalen Energiemanagement (KEM) Verfügung.  

Gegenstand der Förderung ist die Einführung eines Energiemanagements (EM), das folgende Anfor-

derungen erfüllt:  

¶ Formulierung von Energieeinsparzielen oder CO2-Minderungszielen, die inner-halb des För-

derzeitraums erreicht werden sollen, 

¶ Entwicklung einer ämter-oder abteilungsübergreifenden Koordinierung aller energierele-

vanten Aufgaben, 

¶ Unterstützung bei der Einführung eines kontinuierlichen Energieberichtswesens mit min-

destens jährlichem Turnus, 

¶ Unterstützung bei der Einführung eines monatlichen Energieverbrauchscontrollings und 

Reportings, 

¶ es sind so viele Liegenschaften einzubeziehen, dass mindestens 80 Prozent der Energie-und 

Wasserbezugskosten des Antragstellers erfasst werden. 

Gefördert wird die externe fachliche Unterstützung (hersteller-, anbieter-, produkt-und vertriebs-

neutrale Beratung und Begleitung) und soweit nicht vorhanden die Beschaffung und Installation 

erforderlicher Messeinrichtungen und Verbrauchszähler sowie die Beschaffung und Implementi e-

rung einschlägiger Energiemanagement-Software. Zusätzlich kann die erstmalige Zertifizierung 

eines Energiemanagementsystems nach DIN EN ISO 50001 gefördert werden. 

 

Projekte an Schulen und Kindertageseinrichtungen 

Gefördert wird die Durchführung von Unterrichtseinheiten (jeweils zwei Doppel-stunden) zum 

Thema ®Energie und Klimaschutz². Weitere BildungsmaŸnahmen (Organisation und Durchfţhrung 

von Projekttagen in Kooperation mit dem Lehr-und Betreuungspersonal, Durchführung von mindes-

tens halbtägigen Workshops zur Implementierung der Energie-und Klimaschutzaspekte) können 

ebenfalls gefördert werden. Die Unterrichtseinheiten und weiteren Bildungsmaßnahmen werden 

von externen, produkt-und herstellerunabhängigen Fachleuten mit nachgewiesenen Kenntnissen 

im Bereich Klimaschutz und Energie durchgeführt. 

Bei der Antragstellung ist darzulegen, wie viele Unterrichtseinheiten sowie weitere Bildungsmaß-

nahmen im jeweiligen Land-oder Stadtkreis durchgeführt werden sollen. 

 



Investive Fördermittel kommunale Liegenschaften 

Bund und Land stellen Fördermittel für die Umsetzung der Maßnahmen bereit: 

Investive Förderschwerpunkte der Kommunalrichtlinie des Bundes: 

2.8 Hocheffiziente Außen- und Straßenbeleuchtung sowie Lichtsignalanlagen 

2.9 Hocheffiziente Innen- und Hallenbeleuchtung 

2.10 Raumlufttechnische Anlagen 

2.16 Weitere investive Maßnahmen für den Klimaschutz 

Klimaschutz-Plus CO2-Minderungsprogramm des Landes 

siehe dazu die Verwaltungsvorschrift zum Förderprogramm und das Antragsformular:  

https://um.baden -wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m -

um/intern/Date ien/Dokumente/4_Klima/Klimaschutz/F%C3%B6rderm%C3%B6glichkeiten/Kli

maschutzPlus/180612_VwV-Klimaschutz-Plus_2018_2019.pdf  

 

 

Die Sanierungsrate liegt bei 1 % pro Jahr. Sie sollte auf mehr als 2 % pro Jahr erhöht werden. Das 

bedeutet, dass in Neuenstadt ungefähr 50 Gebäude pro Jahr energetisch saniert werden, für die 

eine Beratung sinnvoll wäre. 

Die KEA empfiehlt folgende Klimaschutzmaßnahmen: 

Á M02.1: Bessere Bewerbung der kostenlosen Energieberatung (Initialberatung ) des Landkreises 

(EnergieSTARTberatung). Dazu sollte zusammen mit dem Landkreise, den beteiligten Energiebe-

ratern und ggf. den örtlichen Handwerkern eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit durchgeführt we r-

den.  

Eine Initialberatung ist der erste Schritt zu einer systematischen und langfristigen energetischen 

Sanierung. Unterstützend kann die Gemeinde Informationsmaterialien im Rathaus und auf ihrer 

Internetseite bereitstellen. 

Energieberatung ist auch für den Neubau sinnvoll. Schon bei der Planung von Gebäuden können 

viele Stellschrauben für einen geringen Energieverbrauch gestellt werden. Wer energiebewusst 

baut, spart Geld und steigert langfristig den Wert des Hauses. Investitionen in Energieeffizienz 

sind Investitionen in die Zukunft: So ist eine heute neu eingebaute Heizung voraussichtlich bis 

zum Jahr 2040 in Betrieb. Da werden falsche Entscheidungen ®auf lange Sicht² teuer. Die Be-

triebskosten eines Gebäudes sind im Regelfall über die Jahre deutlich höher als die einmaligen 

Investitionskosten. Es lohnt sich, sich rechtzeitig beim Bau seines Hauses auf alle Eventualitäten 

einzurichten und den Verbrauch so weit wie möglich zu reduzieren. Die Mehrkosten für einen 

energiesparenden Neubau müssen gar nicht groß sein und ihr Spareffekt reicht weit in die Zu-

kunft. 5 

                                                                 

5
 dena, Zukunft Haus www.zukunft -haus.info/energieberatung-planung/erste -schritte/neubau.html   

https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/4_Klima/Klimaschutz/F%C3%B6rderm%C3%B6glichkeiten/KlimaschutzPlus/180612_VwV-Klimaschutz-Plus_2018_2019.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/4_Klima/Klimaschutz/F%C3%B6rderm%C3%B6glichkeiten/KlimaschutzPlus/180612_VwV-Klimaschutz-Plus_2018_2019.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/4_Klima/Klimaschutz/F%C3%B6rderm%C3%B6glichkeiten/KlimaschutzPlus/180612_VwV-Klimaschutz-Plus_2018_2019.pdf
http://www.zukunft-haus.info/energieberatung-planung/erste-schritte/neubau.html


Unterstützen kann die Gemeinde, wenn sie zusammen mit anderen Partnern beim Grund-

stücksverkauf auf diese Möglichkeiten hinweist. 

Für die Gemeinde selbst ist der Aufwand relativ gering. Diese Maßnahme sollte unmittelbar be-

gonnen werden. Dazu ist zunächst eine Kontaktaufnahme mit dem Landkreis erforderlich.  

Verantwortlich: Klimaschutzmanager 

Rolle der Stadt: Öffentlichkeitsarbeit, Absprache mit Klimaschutzstelle im Landkreis, Gastgeber 

für Energieberatung im Rathaus 

THG-Minderung: Grundlage für Umsetzung 

Zeitbedarf und Kosten pro Jahr: 3 AT; 1.000 für Werbematerial 

Priorität 1: sehr empfehlenswert 

 

Á M 02.2: Entwicklung einer Sanierungsoffensive 

Zusätzlich zur Intensivierung der Initialberatung sind weitere Elemente der Information, Bera-

tung und Öffentlichkeitsarbeit zur Erhöhung der Sanierungsrate bei der energetischen Gebäu-

desanierung erforderlich: 

¶ Durchfţhrung einer ®aufsuchenden² Energieberatung, d. h. ein Energieberater geht aktiv auf 

die Eigentümer von Gebäuden zu, bei denen ein Sanierungsbedarf vermutet wird. 

Einen ersten Überblick über mögliche Gebäude mit Beratungsbedarf erhält man aus den Gra-

fiken der LUBW (vgl. Abbildung 16). Ggf. können auch die Stadtwerke Gebäude mit relativ ho-

hem Gasverbrauch herausfiltern. Im Rahmen der Energieversorgungsstrategie schlagen wir 

die Erstellung von Wärmeplänen vor (siehe M 04.3). Die dafür erforderlichen Untersuchungen 

liefern ebenfalls Angaben über Gebäude mit hohem Sanierungsbedarf. 

Bei Bedarf erhalten die Gebäude einen Sanierungsfahrplan. 



 

Abbildung 16: Wärmebedarf von Wohngebäuden 

¶ Ausrichtung mindestens einer jährlichen Informationsveranstaltung  zum Thema energeti-

sche Sanierung, Erneuerbare Wärme Gesetz, Fördermöglichkeiten etc. zusammen mit Land-

kreis, Handwerkern, Energieberatern, Banken etc.. 

¶ Organisation mindestens eines jährlichen Thermografie-Spaziergangs. Die Gemeinde enga-

giert einen Energieberater mit Thermografie-Kamera. Bürger können den Energieberater auf 

einer Tour durch die Gemeinde begleiten. Anhand der Aufnahmen werden Schwachstellen an 

Gebäuden erläutert. Der Energieberater erstellt allerdings keine individuellen Berichte. Es 

geht darum die Aufmerksamkeit auf die energetische Gebäudesanierung und die Möglichkei-

ten der Thermografie zu lenken. 

Weitere Elemente einer integralen Gebäudesanierungsstrategie: 

¶ Entwicklung einer ®Bauherrenmappe² für Neubau und Sanierung. Die Mappe enthält Infor-

mationsmaterialien, Links und Adressen zur Unterstützung von Bauherren. Die Themen sind: 

Moderne Heiztechnik, Wärmedämmung und sommerlicher Hitzeschutz, Erneuerbare Ener-

gien Wärme Gesetz (EEWärmeG), Sparsame Haushaltsgeräte. 

¶ Broschüren-Ständer in öffentlichen Gebäuden mit aktuellen Materialien und Förderangebo-

ten zum Thema Bauen und Sanieren.  

Ein kostenloses Kommunenpaket mit ausführlichen Informationsmaterialien kann beim In-

formationsprogr amm Zukunft Altbau des Umweltministerium Baden-Württemberg bestellt 

werden: www.zukunftaltbau.de/kommunenpaket/   

¶ Teilnahme am Gütesiegel Klimahaus Baden-Württemberg . Energetisch vorbildliche Gebäude 

sollen im StraŸenbild auf einen Blick erkennbar sein. Dafţr soll das Gţtesiegel ®Klimahaus 

Baden-Wţrttemberg² sorgen. Grundidee des Projekts ist, dass Kommunen Ihren Bürgerinnen 

und Bürgern bei der Erfüllung von bestimmten Baustandards für ihr privates Wohngebäude 

eine Auszeichnung in Form einer ®Hausnummer² verleihen. Dabei soll nicht nur auf Spitzen-

http://www.zukunftaltbau.de/kommunenpaket/



























































